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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Florian Toncar, Christian Dürr,  
Frank Schäffler, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
– Drucksache 19/5836 – 

Position der Bundesregierung zur Digitalsteuer 

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  

Eine klare Position der Bundesregierung zur Besteuerung sog. digitaler Unter-
nehmen ist nicht zu erkennen. Dies gilt insbesondere für ihre Position zu dem 
Richtlinienvorschlag der Europäischen Kommission zur Einführung einer Digi-
talsteuer (KOM(2018) 148 endg.). Auch im federführend zuständigen Bundes-
ministerium der Finanzen (BMF) scheint die Bewertung zur Digitalsteuer un-
terschiedlich auszufallen. So berichtete „BILD.de“ zu einem Papier der Fach-
ebene des Bundesministeriums der Finanzen (BMF), wonach die Einführung 
einer Digitalsteuer kritisch bewertet werde (BILD, s. u.). Am nächsten Tag 
kommentierte die Hausspitze hierzu, dass mit diesem Papier lediglich über die 
Ausgangslage und die Modelle zur Besteuerung (sic. der digitalen Wirtschaft) 
informiert worden sei (ZEIT, s. u.). Eine Festlegung auf ein oder mehrere In-
strumente gebe es noch nicht. 

Stellvertretend statt vieler werden nachfolgende Pressemeldungen aufgeführt: 

16. Mai 2018 – „Merkel [...] bremst bei Digitalsteuer“ (REUTERS online vom 
16. Mai 2018), 19. Juni 2018 – (Meseberg) „Merkel und Macron wollen bis 
Ende 2018 EU-Einigung auf Digitalsteuer“ (DER STANDARD-Online vom 
19. Juni 2018), 4. September 2018 – „Scholz knickt vor Google, Facebook & 
Co. Ein“ (BILD.de vom 4. September 2018), 5. September 2018 – „Finanzmi-
nisterium hält an Digitalsteuer fest“ (ZEIT ONLINE vom 5. September 2018). 

In der Meseberger Erklärung der Regierungschefs von Deutschland und Frank-
reich heißt es, dass bis Ende 2018 eine EU-Einigung über eine faire Besteuerung 
der digitalen Wirtschaft herbeigeführt werden soll. 

Auf dem September-ECOFIN haben sich die Finanzminister im Ergebnis auf 
die Verständigung verständigt, sich bis Ende 2018 zum Dossiers Digitalsteuer 
einigen zu wollen. Deutschland und Frankreich haben in diesem Zusammen-
hang eine sog. Sunset Clause in die Diskussion eingebracht, wonach die euro-
päisch eingeführte Digitalsteuer in dem Moment auslaufen soll, indem auf 
OECD- bzw. G20-Ebene eine international abgestimmte Lösung zur Besteue-
rung sog. digitaler Unternehmen gefunden werden konnte. 
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Ähnlich wie bei der Finanztransaktionsteuer (FTT) ist zu beobachten, dass die 
Bundesregierung gegenüber der Öffentlichkeit argumentiert, die FTT und die 
Digitalsteuer seien zwingend einzuführen. Auf politischer, aber zumindest auf 
fachlicher Ebene werden diese Dossiers aber abgelehnt. 

Nun hat der Bundesminister der Finanzen Olaf Scholz jüngst in einem Gastbei-
trag in der „WELT AM SONNTAG“ vom 21. Oktober 2018 seine Ideen zur 
Besteuerung internationaler Digitalkonzerne vorgestellt. Die zentrale Aussage 
seines Gastbeitrages hierzu ist, dass ein weltweit gültiger Mindeststeuersatz ein-
geführt werden solle, den kein Staat unterschreiten dürfte. Der Bundesfinanz-
minister erklärte ferner, er habe eine Initiative zur Ergänzung der BEPS-Arbei-
ten (Base Erosion Profit Shifting, BEPS) der OECD angestoßen. Eine Position 
des Bundesfinanzministers zum Vorschlag der Europäischen Kommission im 
Hinblick auf die Digitalsteuer fehlt indes. 

Am 29. Oktober 2018 hat nunmehr das Vereinigte Königreich angekündigt, ei-
nen alternativen Ansatz bei der sog. Digitalsteuer zu verfolgen. Von April 2020 
an sollen den britischen Plänen zufolge profitable Unternehmen eine Steuer von 
2 Prozent auf das mit britischen Nutzern verdiente Geld zahlen. Die Steuer soll 
für Konzerne gelten, die weltweit einen Umsatz von mindestens 500 Mio. Pfund 
(rund 560 Mio. Euro) erzielen. Das britische Finanzministerium verspricht sich 
Einnahmen von 400 Mio. Pfund (knapp 450 Mio. Euro) pro Jahr (SPIEGEL 
ONLINE vom 29. Oktober 2018). 

1. Hat der Bundesfinanzminister, indem er als „Reaktion auf die Digitalisie-
rung“ die Einführung eines „weltweit gültigen Mindeststeuersatzes“ fordert, 
dem Richtlinienvorschlag der Europäischen Kommission zur Einführung ei-
ner Digitalsteuer inzident eine Absage erteilt? 

2. Wenn nein, aus welchen Gründen hat der Bundesfinanzminister in seinem 
Gastbeitrag auf eine Positionierung zur Digitalsteuer verzichtet? 

Die Fragen 1 und 2 werden gemeinsam beantwortet. 
Die Forderung, ein gemeinsames Verständnis mit unseren internationalen Part-
nern für ein weltweit gültiges Mindeststeuerniveau zu entwickeln, adressiert das 
Kernproblem der Debatte um die Besteuerung digitaler Geschäftsmodelle. Eine 
Verständigung auf ein effektives Mindestbesteuerungsniveau könnte nach dem 
BEPS-Projekt der OECD ein folgerichtig nächster Schritt bei der Bekämpfung 
von Steuervermeidung und Gewinnkürzung sein. Bereits im OECD-Abschluss-
bericht zum Aktionspunkt 1 aus dem Jahr 2015 wurde erkannt, dass die Digitali-
sierung keine neuen Besteuerungsprobleme schafft, sondern die bestehenden 
Probleme im internationalen Steuerrecht verschärft. Dementsprechend verfolgt 
die Bundesregierung einen breiteren Ansatz, für den auch der Diskurs um die Di-
gitalsteuer Impulse gibt. Bis Mitte 2020 sollen auf OECD-Ebene international 
abgestimmte Regeln zur Besteuerung der digitalen Unternehmen vereinbart wer-
den. An der Entwicklung dieser Regeln wirkt die Bundesregierung aktiv mit. 
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3. Ist die Forderung des Bundesfinanzministers, einen weltweit gültigen Min-
deststeuersatz einzuführen, ressortabgestimmt? 

4. Welche Maßnahmen hat das BMF als „Initiative zur Ergänzung der BEPS-
Arbeiten der OECD angestoßen“?  

Wie sehen diese im Detail aus? 

5. Wurden die – neben dem weltweit gültigen Mindeststeuersatz – vom BMF 
angestoßenen „Initiative[n] zur Ergänzung der BEPS-Arbeiten der OECD“ 
im Vorfeld mit den anderen Ressorts abgestimmt und auch innerhalb der 
Bundesregierung konsentiert?  

Wenn nein, aus welchen Gründen nicht? 

Die Fragen 3 bis 5 werden im Zusammenhang beantwortet.  
Über die grundsätzliche Forderung, ein gemeinsames Verständnis mit unseren 
internationalen Partnern für einen weltweit gültigen Mindeststeuersatz zu entwi-
ckeln, wird ressortübergreifend gesprochen. Die technischen Einzelheiten werden 
nach Vorlage durch das Bundesministerium der Finanzen derzeit in Zusammen-
arbeit mit dem OECD-Sekretariat der Task Force Digital Economy erarbeitet. Der 
konzeptionelle Ansatz wird derzeit international ausgearbeitet und erörtert. Eine 
formale Ressortabstimmung kann erst zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen. 

6. Welche Höhe soll der weltweit gültige Mindeststeuersatz nach Ansicht der 
Bundesregierung bzw. des BMF haben? 

In der bisherigen Diskussion auf OECD-Ebene ist noch kein konkreter Mindest-
steuersatz genannt worden. Welche Höhe ein solcher Steuersatz haben sollte, 
wird sich an den Körperschaftsteuersätzen unserer europäischen und internatio-
nalen Partner zu orientieren haben und bleibt deshalb der Diskussion auf interna-
tionaler Ebene vorbehalten. 

7. Wie lautet die ressortabgestimmte Position der Bundesregierung zum Richt-
linienvorschlag der Europäischen Kommission zur Einführung einer Digital-
steuer? 

8. Sofern es weiterhin keine endgültige Position der Bundesregierung zum 
Richtlinienvorschlag der Europäischen Kommission zur Einführung einer 
Digitalsteuer gibt, hält die Bundesregierung den Vorschlag für technisch so 
komplex, dass sie sich noch keine abschließende Meinung bilden konnte?  

Oder aus welchen anderen Gründen sieht sich die Bundesregierung daran 
gehindert, eine endgültige Position zur Digitalsteuer einzunehmen? 

Die Fragen 7 und 8 werden gemeinsam beantwortet. 
Die Diskussion um die Digitalsteuer stößt in grundlegenden Bereichen eine Re-
form international etablierter Prinzipien des internationalen Steuerrechts an. Eine 
solche Reform erfordert die intensive Analyse des Steuersystems de lege lata und 
de lege ferenda. Diese kann erst nach hinreichender Konkretisierung ihrer Ele-
mente erfolgen. Gleichwohl hat die Bundesregierung mit ihrem Entschluss zur 
konstruktiven Verhandlungsführung auf internationaler Ebene bereits Position 
zur Digitalsteuer bezogen. Im Zuge der aktuell in OECD-Gremien geführten Dis-
kussionen tritt die Bundesregierung für eine weitere Analyse und präzisere Aus-
arbeitung der Vorschläge ein. 
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9. Mit welchen Interessenvertretungen, Verbänden, Unternehmen usw. hat sich 
das BMF seit Januar 2017 auf Fach- und/oder Leitungsebene informell bzw. 
formell zum Aspekt der Besteuerung der digitalen Wirtschaft ausgetauscht?  

Welche Positionen wurden dabei von den eben Genannten vertreten? 

Aufgabenbedingt pflegen die Bundesregierung, Parlamentarische Staatssekretä-
rinnen/Parlamentarische Staatssekretäre, Staatsekretärinnen/Staatssekretäre, Staats-
ministerinnen/Staatsminister sowie die Fachebene Kontakte zu einer Vielzahl von 
Akteuren wie z. B. Interessengruppen. Eine Aufstellung der in dem fraglichen 
Zeitraum stattgefundenen Gespräche zur Besteuerung der digitalen Wirtschaft 
nebst den jeweiligen Teilnehmer-Organisationen kann nicht dargelegt werden. 
Eine Verpflichtung zur Erfassung entsprechender Daten (z. B. Erfassung sämtli-
cher Veranstaltungen, Sitzungen und Termine nebst Teilnehmern) besteht nicht 
und eine solche umfassende Dokumentation wurde auch nicht durchgeführt. Ins-
besondere bei größeren Veranstaltungen, bei denen auch ein Gedankenaustausch 
am Rande der Veranstaltung möglich ist, lässt sich häufig nicht sicher rekonstru-
ieren, welcher Gesprächsinhalt dem Gedankenaustausch zu Grunde lag und wel-
che Institutionen tatsächlich teilgenommen haben. 

10. Wie bewertet die Bundesregierung die vom Vereinigten Königreich vorge-
stellten Pläne für eine Digitalsteuer?  

Welche Auswirkungen könnte dies nach Einschätzung der Bundesregierung 
auf das Dossier der Europäischen Kommission hierzu haben?  

Welche inhaltlichen Unterschiede bestehen zwischen diesen beiden Ansät-
zen, und welche Auswirkungen hätten divergierende Besteuerungssysteme? 

Der Vorschlag des Vereinigten Königreichs für eine britische Digitalsteuer wird 
geprüft. Das Vereinigte Königreich hat erklärt, dass es weiterhin konstruktiv an 
den Verhandlungen auf EU-Ebene teilnehmen wird. 
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